
AMMINISTRAZIONE DELLE FINANZE / ACAMPORA 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
FRANCESCO CAPOTORTI 
VOM 16. OKTOBER 1980 ' 

Herr Präsident, 
meine Henen Richter! 

1. Dieses Vorlageverfahren wirft ein 
rollrechtliches Problem auf. Es betrifft 
den Umfang der den innerstaatlichen Be­
hörden vom Gemeinschaftsrecht verlie­
henen Befugnisse, den Ursprung einge­
führter Waren zu überprüfen, wenn es 
sich um Erzeugnisse handelt, die in den 
Genuß von Zollpräferenzen gelangen. 

Ich fasse kurz den Sachverhalt zusam­
men. Im Laufe der Jahre 1971 und 1972 
gewährte die italienische Zollverwaltung 
auf verschiedene Sendungen von Transi­
storradios, die die Firma Circo Acam-
pora aus Hongkong eingeführt hatte, die 
in der Verordnung der Kommission Nr. 
1371 vom 30. Juni 1971 für bestimmte 
Erzeugnisse mit Ursprung in Entwick­
lungsländern vorgesehenen Vergünsti­
gungen. Nach Durchführung der Einfuhr 
ordneten die Zollbehörden eine Überprü­
fung der Richtigkeit der Ursprungszeug­
nisse an und ersuchten das Industrie-
und Handelsdepartement in Hongkong 
um deren Bestätigung. Die Antwort fiel 
negativ aus. Daraufhin wurde die Firma 
Acampora zur Zahlung der nicht entrich­
teten Zölle aufgefordert. 

Die Firma Acampora erhob hiergegen 
Widerspruch und brachte vor, der Be­
scheid der Zollverwaltung sei rechtswid­
rig, da die Überprüfung der Herkunft 
der Waren erst vorgenommen worden 
sei, als diese bereits abgefertigt gewesen 
seien und sich nicht mehr in der Verfü­
gungsgewalt des Importeurs befunden 
hätten. Das Tribunale Genua gab dem 
Widerspruch mit Urteil vom 21. Februar 

1975 statt, das von der Corte d'Appello 
Genua mit Urteil vom 13. Juni 1977 be­
stätigt wurde. Beide Gerichte stützten 
ihre Entscheidung im wesentlichen auf 
italienisches Recht, insbesondere auf Ar­
tikel 164 der Verordnung über das Zoll­
wesen, die durch das Regio Decreto Nr. 
65 vom 13. Februar 1896 erlassen wurde 
(sowie auf den Testo Unico Nr. 330 vom 
9. April 1911 betreffend die Beilegung 
von Zollstreitigkeiten). Sie leiteten 
hieraus ab, die Zollverwaltung sei zur 
Beanstandung der Tarifierung oder des 
Ursprungs der Waren nur solange be­
fugt, wie diese noch nicht abgefertigt 
seien (es sei denn, es sei eine angemes­
sene Sicherheitsleistung verlangt und ge­
stellt worden). Nach Auffassung der 
Corte d'Appello Genua können die Be­
stimmungen des Gemeinschaftsrechts 
keine Ausnahme von diesem Grundsatz 
zum Nachteil des Importeurs bewirken, 
da sie ja die Erleichterung des Handels, 
insbesondere mit den Entwicklungslän­
dern bezweckten. 

In dem von ihr betriebenen Kassations­
verfahren hat die Amministrazione delle 
Finanze erneut ihre Auffassung geltend 
gemacht, die in Artikel 13 der Verord­
nung (EWG) Nr. 1371/71 vorgesehene 
nachträgliche Überprüfung sei auch nach 
der Einräumung der Zollpräferenzen für 
die eingeführten Waren und ohne aus­
drücklichen Vorbehalt zulässig. Im Rah­
men dieses Verfahrens hat die Corte di 
Cassazione mit Beschluß vom 27. Juni 
1979 (gestützt auf Artikel 177 EWG-
Vertrag) dem Gerichtshof folgende 
Frage vorgelegt: 

1 — Aus dem Italienischen übersetzt. 
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„Kann der Einfuhrstaat — nachdem er 
ohne Vorbehalt die endgültige Einfuhr 
von Waren unter Anwendung der für 
Ursprungserzeugnisse aus Entwicklungs­
ländern vorgesehenen Zollpräferenzen 
zugelassen hat — gemäß Artikel 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1371/71 vom 
30. Juni 1971 vom Ausfuhrstaat die 
Überprüfung des Ursprungszeugnisses 
nach .Formblatt A' für diese Waren ver­
langen und für den Fall eines negativen 
Ergebnisses dieser Überprüfung die 
Nachzahlung der bei der Einfuhr nicht 
entrichteten Zölle fordern?" 

2. Nach Artikel 13 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 1371/71 der Kommission 
erfolgt die „nachträgliche Überprüfung" 
der in dieser Verordnung vorgesehenen 
Ursprungszeugnisse „stichprobenweise ; 
sie wird immer dann vorgenommen, 
wenn die zuständigen Zollbehörden der 
Gemeinschaft begründete Zweifel an der 
Echtheit des Dokuments oder an der 
Richtigkeit der Angaben über den tat­
sächlichen Ursprung der betreffenden 
Waren oder bestimmter Bestandteile ha­
ben". Absatz 2 dieses Artikels bestimmt 
unter anderem: „Zur Anwendung von 
Absatz 1 senden die Zollbehörden der 
Gemeinschaft das Zeugnis . . . an die zu­
ständigen Regierungsbehörden des be-' 
günstigten Ausfuhrlandes zurück und ge­
hen dabei die formalen oder sachlichen 
Gründe an, die eine Untersuchung recht­
fertigen." Der zweite Unterabsatz dieses 
Absatzes 2 lautet: „Beschließen sie, die 
Anwendung der Bestimmungen über die 
Zollpräferenzen im Sinne des Artikel 1 
auszusetzen, bis das Ergebnis der Über­
prüfung vorliegt, so bieten die zuständi­
gen Zollbehörden der Gemeinschaft dem 
Einführer die Freigabe der Waren vorbe­
haltlich notwendig erachteter Siche­
rungsmaßnahmen an." 

Nach Auffassung der betroffenen Firma 
läßt sich die zuletzt genannte Bestim­

mung als Ausprägung eines Grundsatzes 
ansehen, der dem im italienischen Recht 
geltenden entspreche, wonach die Zoll­
verwaltung, wenn sie die Anmeldung des 
Importeurs beanstanden und eine Über­
prüfung des Ursprungs der Waren an­
ordnen wolle, die Einfuhr nicht oder we­
nigstens nur nach Erlaß angemessener 
Vorsichtsmaßnahmen zulassen dürfe. 
Zur Stützung ihrer Auffassung gibt die 
Firma Acampora dem in Artikel 13 Ab­
satz 1 verwendeten Ausdruck „nachträg­
liche Überprüfung" die Bedeutung einer 
der Ausstellung des Ursprungszeugnisses, 
nicht erst der Abfertigung nachfolgenden 
Überprüfung. Diese sei anzuordnen, „so­
lange die Ware noch in der Verfügungs­
gewalt der Zollbehörden steht", also ehe 
dem Importeur die Zollpräferenz ge­
währt werde. 

Diese Auslegung findet im Wortlaut der 
fraglichen Bestimmung keine Stütze. Sie 
steht sowohl zum Aufbau wie auch zum 
Sinnzusammenhang von Artikel 13 und 
zur Systematik der Verordnung Nr. 
1371/71 in Widerspruch. 

Zum Aufbau der Vorschrift möchte ich 
bemerken, daß das Wort „nachträglich" 
völlig überflüssig wäre, wenn man der 
Auffassung der beklagten Firma folgen 
würde. Eine Überprüfung der Zeugnisse 
kann erst dann geschehen, wenn diese 
ausgestellt und vorgelegt worden sind. 
Wenn die Verfasser der Verordnung die 
Klarstellung für erforderlich hielten, daß 
die Überprüfung „nachträglich" erfolgt, 
so darf dies nicht als Bestätigung einer 
Selbstverständlichkeit verstanden werden, 
nämlich daß die Überprüfung nach der 
Ausfertigung des Zeugnisses geschieht. 

Zum Sinnzusammenhang von Artikel 13 
ist zu betonen, daß der zweite Unterab­
satz von Absatz 2 — auf den sich die 
Firma Acampora zur Stützung ihrer Auf­
fassung beruft — lediglich eine Fallge­
staltung anspricht, nämlich die, daß die 
Zollbehörden beschließen, die Anwen-
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dung der Bestimmungen über die Zoll­
präferenzen auszusetzen, bis das Ergeb­
nis der Überprüfung des Zeugnisses vor­
liegt. Die bedingte Fassung dieses Unter­
absatzes läßt deutlich erkennen, daß 
auch das Gegenteil möglich ist. Die Zoll­
behörden können auch darauf verzich­
ten, die Gewährung der Zollpräferenzen 
bis zum Eintreffen der Ergebnisse der 
Überprüfung auszusetzen (mit anderen 
Worten, der Umstand, daß dieses Ergeb­
nis noch nicht bekannt ist oder daß sogar 
ungewiß ist, ob eine Überprüfung statt­
finden wird, schließt die Abfertigung 
nicht aus). Bereits aus Artikel 6 ergibt 
sich, daß letzteres der Normalfall ist. 
Denn gemäß Artikel 6 kommen Ur­
sprungserzeugnisse im Sinne der Verord­
nung bei bloßer „Vorlage eines Ur­
sprungszeugnisses . . . in den Genuß der 
. . . Zollpräferenzen, wenn dieses Ur­
sprungszeugnis von den Zollbehörden 
oder anderen Regierungsstellen des be­
günstigten Ausfuhrlandes ausgestellt ist, 
und sofern dieses Land der Gemeinschaft 
über die Zollverwaltungen der Mitglied­
staaten Verwaltungshilfe bei der Prüfung 
der Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit 
der Bescheinigungen leistet". Der Regel­
fall ist also eindeutig folgender: Die 
Ware wird aufgrund des sie begleitenden 
Zeugnisses unter Gewährung der nach 
der Verordnung vorgesehenen Zollpräfe­
renzen eingeführt und abgefertigt. Die 
Überprüfung des Zeugnisses kann gege­
benenfalls zu einem späteren Zeitpunkt 
(„nachträglich"), also nach der Abferti­
gung, angeordnet und durchgeführt wer­
den. Hierzu sieht der letzte Unterabsatz 
von Artikel 13 eine Ausnahme vor. 

Unter welchen Voraussetzungen kann 
eine nachträgliche Überprüfung erfol­
gen? Die Antwort ergibt sich aus Artikel 
13 Absatz 1: Sie erfolgt stichprobenweise 
und immer dann, wenn die Zollbehörden 
„begründete Zweifel" an der Echtheit 
des Dokuments oder an der Richtigkeit 

seines Inhalts haben. In beiden Fällen er­
folgt die Überprüfung „nachträglich". 
Dies läßt vermuten, daß in beiden Fällen 
die Zollpräferenz dem Importeur bereits 
gemäß Artikel 6 gewährt wurde. Folglich 
dürfte jedoch der Ausnahmefall, in dem 
die Gewährung der Zollpräferenzen aus­
gesetzt wird (Artikel 13 letzter Unterab­
satz), für diejenigen Fälle vorgesehen 
sein, in denen nicht nur begründete 
Zweifel an der Echtheit oder der Rich­
tigkeit des Zeugnisses bestehen, sondern 
diese Zweifel gerade zum Zeitpunkt der 
Vorlage des Zeugnisses bei den Zollbe­
hörden aufgetreten sind. Dagegen würde 
nichts die Ausnahme vom Grundsatz des 
Artikels 6 im Falle einer bloßen stichpro­
benweisen Überprüfung rechtfertigen. 
Man kann sogar sagen, daß der Gedanke 
einer Stichprobenkontrolle selbst — we­
gen ihres unregelmäßigen und zufälligen 
Charakters — voraussetzt, daß die Zoll­
präferenz allen Importeuren gegen Vor­
lage eines Ursprungszeugnisses unbe­
schadet der „nachträglichen" Überprü­
fung gewährt wird. Es wäre nämlich 
völlig willkürlich, allein wegen einer 
stichprobenweisen Überprüfung von 
Zeugnissen, die keine besonderen Zwei­
fel hervorrufen, einige Waren bis zum 
Vorliegen des Ergebnisses anzuhalten 
und andere abzufertigen. 

3. Innerhalb des Systems der Verord­
nung Nr. 1371/71 sollte auch Artikel 30 
berücksichtigt werden, dessen Inhalt die 
hier entwickelte Auslegung des Begriffs 
der nachträglichen Überprüfung bestä­
tigt. Der zweite Unterabsatz dieses Arti­
kels lautet wie folgt: „Die Ursprungs­
zeugnisse nach Formblatt A, die Aus­
fuhrpapiere oder die ersatzweise verwen­
deten Durchschriften von Zeugnissen 
müssen [fiir die Zwecke nachträglicher 
Überprüfungen] ' von der zuständigen 

1 — Anm. d. Übers. : Diese in der italienischen Textfassung 
des Artikels erscheinenden Worte haben in der deut­
schen Textfassung keine unmittelbare Entsprechung. 
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Regierungsbehörde des begünstigten 
Ausfuhrlandes zwei Jahre lang aufbe­
wahrt werden." Der Zweck dieser Be­
stimmung ist sicherlich, den Zollbehör­
den der Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
einzuräumen, „nachträgliche" Überprü­
fungen innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren nach der Ausstellung des Ur­
sprungszeugnisses durchzuführen. Dies 
folgt auch aus dem ersten Unterabsatz 
von Artikel 30: „Wenn ein Antrag auf 
nachträgliche Kontrolle auf Grund von 
Titel I Artikel 13 gestellt worden ist, 
wird diese Kontrolle innerhalb von höch­
stens drei Monaten durchgeführt und ihr 
Ergebnis den zuständigen Zollbehörden 
der Gemeinschaft zur Kenntnis ge­
bracht." Zur Durchführung der Überprü­
fungen steht den Ausfuhrländern also 
eine kurze Frist zur Verfügung, deren 
Lauf jeweils mit der Stellung eines ent­
sprechenden Antrags seitens der Zollbe­
hörden der Gemeinschaft beginnt. 
Würde das System die Stellung des 
Überprüfungsantrags zum Zeitpunkt der 
Einfuhr (unter Aussetzung der Abferti­
gung der Ware) erforderlich machen, so 
gäbe es keinen Grund, die Aufbewah­
rung der Ursprungszeugnisse für einen 
Zeitraum von mehr als drei Monaten 
nach der Einfuhr vorzuschreiben. Im Ge­
genteil, die Pflicht, die Ursprungszeug­
nisse zwei Jahre lang aufzubewahren, be­
stätigt, daß die nachträgliche Überprü­
fung auch noch innerhalb eines gewissen 
Zeitraums nach der Einfuhr der "Ware 
verlangt werden kann. 

4. Die Firma Acampora bemüht sich, 
das Ergebnis der Auslegung der unter­
suchten Bestimmungen nach ihrem 
Aufbau, ihrem Sinnzusammenhang und 
ihrer Systematik in Frage zu stellen, in­
dem sie sich darauf beruft, daß das Ver­
trauen des gutgläubigen Importeurs ge­
schützt werden müsse. Sie macht im we­
sentlichen geltend, wenn die Zollverwal­
tung die Einfuhr vorbehaltlos zugelassen 

habe, so habe sie hierdurch das schutz­
würdige Vertrauen des Importeurs auf 
die Rechtmäßigkeit und Endgültigkeit 
der Abfertigung hervorgerufen und 
könne ihm daher nicht durch die Anord­
nung einer nachträglichen Überprüfung 
eine Beschwer auferlegen, mit der er 
nicht mehr habe rechnen müssen. 

Der erste und grundlegende Einwand 
gegen diese Auffassung besteht darin, 
daß angesichts einer Regelung, die den 
Zollbehörden eindeutig die Möglichkeit 
zur Anordnung „nachträglicher" Über­
prüfungen sowie insbesondere von Stich­
probenkontrollen vorbehält, kein schutz­
würdiges Vertrauen des Importeurs ent­
stehen kann. Das Verhalten der Verwal­
tung, die in Anwendung dieser Regelung 
die Waren abfertigt, kann allein schon 
deshalb beim Importeur nicht die Über­
zeugung hervorrufen, die Zollpräferenz 
sei damit unabhängig von der Richtigkeit 
des Ursprungszeugnisses endgültig ge­
währt, weil deren Überprüfung in der 
Verordnung ausdrücklich generell vorbe­
halten ist. Damit ist ein Vorbehalt im 
Einzelfall überflüssig. 
Zweitens ist nicht ersichtlich, welchen 
Vorteil — stets insbesondere im Hinblick 
auf eine stichprobenweise Überprüfung 
— der Importeur aus einem entsprechen­
den Vorbehalt seitens der Verwaltung 
ziehen könnte, das heißt wie ein solcher 
Vorbehalt sein kaufmännisches Verhal­
ten beeinflussen könnte. Ist der Impor­
teur gutgläubig und damit von der völli­
gen Rechtmäßigkeit seines Geschäfts 
überzeugt, so wird er sich gegenüber den 
Zollbehörden wahrscheinlich stets in der 
gleichen Weise verhalten, gleichgültig ob 
die Behörden sich die Überprüfung 
eigens vorbehalten haben oder nicht. 

Möglicherweise stößt der Importeur bei 
einem eventuellen Regreß gegen einen 
Rechtsvorgänger, der die Ursprungs­
zeugnisse gefälscht hatte, auf Schwierig­
keiten. Ein Wille der Gemeinschaft, ihn 
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vor solchen Mißlichkeiten zu schützen 
oder gar ihn von den nachteiligen Aus­
wirkungen unrichtiger Ursprungsanga­
ben seitens seiner Lieferanten freizustel­
len, ist nicht erkennbar. Der Vermögens­
schaden, der durch einen von Dritten ge­
genüber einem Importeur begangenen 

Betrug entsteht, kann sicherlich nicht der 
Gemeinschaft zur Last fallen, noch kann 
es darauf ankommen, ob die zuständigen 
Zollbehörden den Importeur auf die 
Möglichkeit einer nachträglichen Über­
prüfung des Ursprungszeugnisses hinge­
wiesen haben oder nicht. 

5. Aus den dargelegten Gründen schlage ich dem Gerichtshof vor, in Be­
antwortung des von der italienischen Corte di Cassazione mit Beschluß vom 
27. Juni 1979 vorgelegten Ersuchens um Vorabentscheidung für Recht zu 
erkennen: 

„Gemäß Artikel 13 der Verordnung (EWG) Nr. 1371/71 vom 30. Juni 1971 
können die nationalen Zollbehörden Überprüfungen der Richtigkeit der Ur­
sprungszeugnisse nach der Einfuhr von "Waren anordnen, für die ohne aus­
drücklichen Vorbehalt die Zollpräferenzen gewährt wurden, welche die Ge­
meinschaft bestimmten Erzeugnissen aus Entwicklungsländern einräumt, und 
zwar einschließlich aller Folgen, die sich aus solchen Überprüfungen zu La­
sten des Einfuhrunternehmens ergeben können." 
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